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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Versorgungsbezüge politischer Beamter 


A. Problem 

Die Höhe der Versorgung politischer Beamter nach ihrer Verset- 
zung in den einstweüigen Ruhestand ist weder sachlich gerecht- 
fertigt noch gegenüber der Öffenüichkeit vertretbar. Allein die 
laufenden Versorgungsbezüge an ihre ehemaligen Staatssekretä- 
re belaufen sich nach eigenen Angaben der Bundesregierung auf 
1,98 Mio. DM im Jahr. Trotz häufig nur sehr kurzer Amtszeit ga- 
rantieren die geltenden beamtenrechtlichen Regelungen lebens- 
lange Versorgungsansprüche. Unverhältnismäßig ist insbesonde- 
re die überlange Zeitdauer von fünf Jahren, in denen 75 % der 
Versorgungsbezüge gewährt werden. 

In § 122 des Arbeitsförderungsgesetzes werden die Bedingungen 
für eine zumutbare Beschäftigung in der gewerblichen Wirtschaft 
laufend verschärft. Von daher kann auch für Spitzenpositionen im 
öffentlichen Dienst eine Regelung keinen Bestand haben, die eine 
volle Bestandsgarantie bei Laufbahn und Bezahlung beinhaltet. 
Die gezahlten Übergangsgelder werden zudem ohne Anrechnung 
früher erworbener oder später hinzukonunender Erwerbs- und 
Versorgungseinkünfte gezahlt. Eine derartige Dauerversorgung 
führt dazu, daß sich entlassene politische Beamte nicht mehr um 
eine weitere berufliche Tätigkeit kümmern müssen. 


B. Lösung 

Das Bundesbeamtengesetz, das Beamtenversorgungsgesetz und 
das Beamtenrechtsrahmengesetz werden mit dem Ziel geändert, 
eine sozial vertretbare und gerechte Übergangslösung für die be- 
troffenen Beamten zu finden. 

Die bisher fünfjährige Übergangsfrist, in der 75% der Dienstbe- 
züge unter Anrechnung der ruhegehaltsfähigen Zulagen von den 
öffenthchen Arbeitgebern im Bund und in den Ländern gezahlt 
werden, soll deutüch verkürzt werden. Das volle Übergangsgeld 
soll nur noch für ein Jahr gezahlt werden. Im zweiten Jahr wird 
der Betrag auf 65 % und im dritten und letzten Jahr auf nur noch 
50 % reduziert. 
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Die Kriterien für eine erneute Berufung der in den einstweiligen 
Ruhestand versetzten Beamten sollen im Rahmen einer Änderung 
des § 39 Bundesbeamtengesetz in der Weise verändert werden, 
daß auch eine Beschäftigung bei einem anderen Dienstherren 
mögüch ist. Die Garantie der mindestens gleichwertigen Lauf- 
bahn wird gestrichen. Es wird aber anerkannt, daß die Weiterbe- 
schäftigung nicht unterhalb der Laufbahnstufe erfolgen kann, die 
der pohtische Beamte vor der Berufimg in sein Amt innehatte. 
Während der ersten drei Jahre findet zudem eine Gehaltssiche- 
rung in Höhe des Differenzbetrages zu seiner Tätigkeit als poüti- 
scher Beamter Anwendimg. 


C. Alternativen 

Es könnte erwogen werden, die Übergangsregelungen und die 
Kriterien für eine Weiterbeschäftigung in den Ruhestand versetz- 
ter poütischer Beamter durch die Verkürzung des Übergangszeit- 
ramns des § 14 Abs. 6 Beamtenversorgungsgesetz über das hier 
vorgeschlagene Maß zu verschärfen. 


D. Kosten 

Allein die Kosten für die 24 in den einstweiligen Ruhestand ver- 
setzten Staatssekretäre des Bundes belaufen sich auf 1,98 Mio. 
DM im Jahr. Die erleichterte Wiederverwendung im öffentiichen 
Dienst und die Verkürzung der Übergangsfrist in § 14 Abs. 6 Be- 
amtenversorgungsgesetz wird diese Kosten für die Beamtinnen 
und Beamten, die künftig in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
werden, um schätzungsweise 50 % senken. Die Kosten für Länder 
und Kommunen werden ebenfalls gesenkt. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Versorgungsbezüge politischer Beamter 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung vom 
27. Februar 1985 (BGBL I S. 479 ff.), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

§ 39 wird wie folgt neu gefaßt: 

„§39 

(1) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte ist verpflichtet, einer erneuten Berufung in 
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit Folge zu 
leisten, wenn ihm ein Amt auch einer gleichwertigen 
oder anderen Laufbahn, auch im Bereich eines ande- 
ren Dienstherm, verliehen werden soll, das derselben 
oder einer mindestens gleichwertigen Laufbahn an- 
gehört wie das Amt, das der Beamte vor dem bisheri- 
gen Amt innehatte und mit mindestens demselben 
Endgnmdgehalt verbunden ist. Stellenzulagen gel- 
ten nicht als Teil des Gnmdgehaltes. 

(2) Besitzt der in den einstweiligen Ruhestand ver- 
setzte Beamte nicht die Befähigung für die andere 
Laufbahn und ist eine seinem bisherigen Amt ent- 
sprechende Verwendung nicht möglich, hat er an 
Maßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung 
teilzunehmen. 

(3) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte erhält für die Dauer von drei Jahren einen 
besoldungsrechtlichen Ausgleich. Verringern sich 
die Dienstbezüge, erhält er während dieser Zeit eine 
ruhegehaltsfähige Ausgleichszulage in Höhe des 
jeweiligen Unterschiedsbetrages zwischen seinen 
Dienstbezügen und den Dienstbezügen, die ihm in 
seinem bisherigen Amt zugestanden hätten." 


Artikel 2 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Dezember 1994 (BGBl. I 


S. 3858), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

§ 14 Abs. 6 Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Bei einem in den einstweiligen Ruhestand versetz- 
ten Beamten beträgt das Ruhegehalt während des er- 
sten Jahres des einstweiligen Ruhestandes fünfund- 
siebzig vom Hundert, während des zweiten Jahres 
fünfundsechzig vom Hundert und während des drit- 
ten Jahres fünfzig vom Hundert der ruhegehaltsfähi- 
gen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs- 
gruppe, in der sich der Beamte zur Zeit seiner Verset- 
zimg in den einstweiligen Ruhestand befunden hat, 
zuzüglich eines Betrages nach Absatz 2. Das Ruhe- 
gehalt darf die Dienstbezüge, die dem Beamten in 
diesem Zeitpunkt zustanden, nicht übersteigen. " 

Artikels 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachimg vom 27. Februar 1985 (BGBl. I 
S. 462), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 29 wird nach Absatz 2 ein neuer Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
der nach § 31 in den einstweiligen Ruhestand ver- 
setzte Beamte erneut in ein Amt auch einer gleich- 
wertigen oder anderen Laufbahn, auch im Bereich 
eines anderen Dienstherm, verliehen werden soll, 
das derselben oder einer mindestens gleichwerti- 
gen Laufbahn angehört wie das Amt, das der Be- 
amte vor dem bisherigen Amt innehatte und mit 
mindestens demselben Endgrundgehalt verbun- 
den ist. " 

2. § 32 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt ergänzt: 

„§ 29 Abs. 2 imd 3 gilt entsprechend." 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dimg in Kraft. 


Bonn, den 24. März 1997 


Rezzo Schlauch 
Dr. Antje Vollmer 
Volker Beck (Köln) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Nur wenige Anlässe tragen mehr dazu bei, das öf- 
fentliche Ansehen aller Staatsbediensteten zu schä- 
digen wie die Übergangs- imd Versorgungsregelun- 
gen für politische Beamte. Der junge Beamte, der 
nach kiuzer Dienstzeit über Jalue hinweg seinen 
gutversorgten Lebensunterhalt ohne Arbeit bestrei- 
tet, ist der Öffenthchkeit angesichts der Massenar- 
beitslosigkeit nicht verständhch zu machen. Der 
Staat kann nicht auf der einen Seite von den Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmern ständig wachsen- 
de Mobilität imd berufliche Flexibilität verlangen, 
einem ausgewählten Kreis seiner eigenen Bedienste- 
ten aber Laufbahngarantien auf Lebenszeit bieten. 
Gerade von pohtischen Beamten, die in Spitzenposi- 
tionen hohe Verantwortung für das Allgemeinwohl 
tragen, darf die Öffenthchkeit auch nach ihrer Ver- 
setzung in den einstweüigen Ruhestand verlangen, 
daß sie einer Tätigkeit nachgehen, die ihren Fähig- 
keiten entspricht. 

In den Jahren von 1969 bis 1982 wurden insgesamt 
23 beamtete Staatssekretäre in den einstweüigen 
Ruhestand versetzt. Von 1982 bis 1996 waren es 24. 
Die bislang angefallenen Versorgungsbezüge haben 
allein für den Zeitraum von 1982 bis Ende 1995 einen 
Umfang von 16 282 000 DM angenommen. Von die- 
sen Versorgungsbezügen ist ein erhebhcher Anteü 
aus der Tätigkeit als pohtische Beamte erwachsen. 
Diese hohen Kosten können nicht damit begründet 
werden, daß die rechthche Möghchkeit, Beamte auf 
Lebenszeit in den einstweüigen Ruhestand zu verset- 
zen, eine beamtenrechthche Ausnahme sei. Die Er- 
starrung des öffenthchen Dienstrechts kann nicht als 
Argument für seine unverhältnismäßig hohen Kosten 
herhalten. Angebracht ist es vielmehr, die Rechtferti- 
gung dieses Regel-Ausnahme- Verhältnisses selbst 
einer kritischen Prüfung zu unterziehen, die eine Re- 
form des Grundgesetzartikels 33 Abs. 4 und 5 nüt 
einschheßt. 

Diese Neuregelung hat nicht mu: einsparende Aus- 
wirkungen auf den Bund, sondern sie erzielt auch 
auf Länder- und Kommunalebene deutiiche Ent- 
lastungseffekte. 

IL Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu § 39 (Bundesbeamtengesetz) 

Zu Absatz 1 

Der in den einstweiligen Rrüiestand versetzte Beamte 
soU künftig einer erneuten Berufung in das Beamten- 
verhältnis auf Lebenszeit Folge zu leisten haben, 
wenn ihm ein Amt auch einer gleichwertigen oder 
anderen Laufbahn, auch im Bereich eines anderen 
Dienstherm verliehen werden soU, das derselben 


oder einer mindestens gleichwertigen Laufbahn an- 
gehört wie das Amt, das der Beamte vor dem bis- 
herigen Amt innehatte und mit nündestens demsel- 
ben Endgrundgehalt verbunden ist. SteUenziüagen 
gelten nicht als Teü des Grundgehaltes. Mit dieser 
Neuregelung soUen die Beschäftigungsmöglich- 
keiten ehemahger pohtischer Beamter erweitert wer- 
den. 

Zu Absatz 2 

Besitzt der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte nicht die Befähigung für die andere Lauf- 
bahn und ist eine seinem bisherigen Amt entspre- 
chende Verwendung nicht möglich, hat er an Maß- 
nahmen für den Erwerb der neuen Befähigung teü- 
zunehmen. Auch diese Maßnahme zielt darauf ab, 
die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung zu verbes- 
sern. Im Hinblick auf das Fortbestehen seines An- 
spruchs auf eine Weiterbeschäftigung in einem ent- 
sprechenden statusrechtlichen Amt ist diese Rege- 
lung innerhalb bestimmter Grenzen zumutbar. 

Zu Absatz 3 

Der in den einstweiligen Riüiestand versetzte Beamte 
erhält für die Dauer von drei Jahren einen besol- 
dungsrechtlichen Ausgleich, der einen sozialen Aus- 
gleich für Einkommensminderungen schafft. Verrin- 
gern sich diuch die Aufnahme bei einer anderen 
Behörde die Dienstbezüge, erhält er eine ruhege- 
haltsfähige Ausgleichsziüage in Höhe des jeweiligen 
Unterschiedsbetrages zwischen seinen Dienstbezü- 
gen und den Dienstbezügen, die ihm in seinem bis- 
herigen Amt zugestanden hätten. 

Zu Artikel 2 

Zu § 14 Abs. 6 Satz 1 (Beamtenversorgungsgesetz) 

Bei einem in den einstweiligen Ruhestand versetzten 
Beamten beträgt das Ruhegehalt während des ersten 
Jahres des einstweiligen Ruhestandes 75 % und wäh- 
rend des zweiten Jahres 65 % und während des drit- 
ten Jahres 50 % der ruhegehaltsfähigen Dienstbezü- 
ge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der 
sich der Beamte zur Zeit seiner Versetzung in den 
einstweiligen Riüiestand befunden hat. Die Ab- 
schmelzung der Versorgimgsbezüge soU den Anreiz 
verstärken, auch von sich aus eine Weiterbeschäfti- 
gung anzustreben. Das Ruhegehalt darf auch nach 
dieser Neuregelung die Dienstbezüge, die dem 
Beamten in diesem Zeitpunkt zustanden, nicht über- 
steigen. 

Zu Artikel 3 

Zu Nummer 1 (§ 29 Abs. 3 Beamtenversorgungsgesetz) 

Durch Landesgesetz soU künftig bestimmt werden 
können, daß der nach § 31 BRRG in den einstweüi- 
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gen Ruhestand versetzte Beamte erneut in ein Amt 
auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn, 
auch im Bereich eines anderen Dienstherm verhehen 
werden soll, das derselben oder einer mindestens 
gleichwertigen Laufbahn angehört wie das Amt, das 
der Beamte vor dem bisherigen Amt innehatte und 
mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbun- 


den ist. Die Regelungen für Bundesbeamte werden 
so auch für den Bereich der Bundesländer anwend- 
bar. 

Zu Nummer 2 (§ 32 Abs. 1 Satz 2) 

„ § 29 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. " 
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